
Aktenzeichen: 6 AZR "1059/77
LAG Frankfurt Urteil des BAG vom 9. Oktober 1979

Für das Nachschlagewerk: Ja
Für die Fachpresse: Ja
Für die Amtliche Sammlung: Ja

Gesetz: KSchG § 9 Abs. 1 Satz 2, § 13 Abs. 3, § ^5 Abs. 2 Satz 1, 
Abs. 3; BetrVG § 103

Leitsatz:
Ein Arbeitgeber kann eine Auflösung des Arbeitsver­
hältnisses nach § 9 KSchG nur verlangen, wenn die 
Kündigung lediglich nach § 1 KSchG sozialwidrig ist.
Ist die Kündigung bereits aus anderen Gründen un­
wirksam, kann er einen Auflösungsantrag nicht 
stellen.
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6 AZR 1059/77
8 Sa 931/76 Frankfurt/Main
Verkündet am 
9. Oktober 1979
gez. Stöcker,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

PP-

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 
Verhandlung vom 9. Oktober 1979 durch den Vorsitzenden Richter 
Professor Dr. Auffarth, den Richter Roeper und die Richterin Michels-HoL 
sowie die ehrenamtlichen Richter Döring und Dr. Michels für Recht er­
kannt :

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Frankfurt (Main) vom 
21. Oktober 1977 - 8 Sa 931/76 - wird zurückge­
wiesen.
Die Beklagte trägt die Kosten der Revision.

w e g e n  !
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Tatbestand:

Der Kläger ist seit 1975 als Busfahrer bei der Beklagten 
tätig, zuletzt gegen ein Bruttomonatsgehalt von etwa 2.3oo,— DM.
Im Betrieb der Beklagten bestand kein Betriebsrat. Zur Vorbe­
reitung einer Betriebsratswahl und zur Wahl eines Wahlvorstandes 
fand am 29• Juli 1976 eine Betriebsversammlung statt, an der von 
18 wahlberechtigten Mitarbeitern der Beklagten nach ihren Angaben 
5, nach Angaben des Klägers 7 - 8  Arbeitnehmer teilnahmen. Es wur­
de ein Wahlvorstand gewählt, dem der Mitarbeiter R angehörte. 
Streitig ist zwischen den Parteien, ob auch der Kläger in den Wahl- 
Vorstand gewählt wurde. Am 6. August 1976 kündigte die Beklagte 
das Arbeitsverhältnis des Klägers zum 3o. August 1976. Mit seiner 
am Io. August 1976 erhobenen Feststellungsklage hat der Kläger be­
antragt festzustellen, daß die Kündigung der Beklagten vom 6 . August 
1976 rechtsunwirksam sei und das Arbeitsverhältnis fortbestehe.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat be­
stritten, daß der Kläger in den Wahlvorstand gewählt worden sei 
und ausgeführt, die streitige Kündigung sei verhaltensbedingt, da 
sich der Kläger Fahrgästen gegenüber ungewöhnlich rüde verhalten 
habe.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben und ausgeführt, 
die Kündigung sei nach § 15 Abs. 3 KSchG nichtig, weil dem Kläger 
als Mitglied des Wahlvorstandes nur aus wichtigem Grund und mit 
Zustimmung des Betriebsrats hätte gekündigt werden können. Die Be­
rufung der Beklagten, in der sie hilfsweise beantragt hat, das Ar­
beitsverhältnis gegen Zahlung einer Abfindung aufzulösen, ist er­
folglos geblieben. Mit der Revision verfolgt die Beklagte nur noch 
ihren Hilfsantrag auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses gegen Ab­
findung weiter. Der Kläger bittet, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist dem Streitwert nach (6.9oo,— DM) statthaft 
und auch form- und fristgerecht eingelegt und begründet worden. Sie 
hat jedoch keinen Erfolg.
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1. Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, der Kläger sei seit 
dem 29- Juli 1976 Mitglied des Wahlvorstandes für eine vorgesehene 
Betriebsratswahl im Betrieb der Beklagten gewesen. Dafür sprächen u.a. 
das eigene Verhalten der Beklagten in dem Para11e1verfähren 8 Sa 8B6/76. 
"Zur vollen Gewißheit der Kammer wurde die dahinzielende Behauptung 
des Klägers durch die Wahlvorstandsprotokolle erhärtet, die der Kläger­
vertreter im Berufungstermin vorgelegt hat. Dort ist in mehreren Pro­
tokollen eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß der Wahlvorstand im Be­
trieb der Beklagten aus fünf Mitgliedern besteht, denen der Kläger 
angehört." Danach genieße der Kläger als Mitglied des WahlVorstandes 
den besonderen Kündigungsschutz des § 15 Abs. 3 KSchG.
2. Der Senat ist an diese Feststellung des Landesarbeitsgerichts 
gebunden, denn Verfahrensrügen werden von der Revision nicht erhoben. 
Dies gilt auch für die Feststellungen des Landesarbeitsgerichts, der 
Betriebsrat habe der Kündigung nicht zugestimmt und die fehlende Zu­
stimmung sei auch nicht durch arbeitsgerichtliche Entscheidung nach
§ 1o3 BetrVG ersetzt worden.
3. Die Kündigung des Klägers war daher schon gemäß § 15 Abs. 3 Satz 
1 KSchG unzulässig. Mangels Bestehens eines Betriebsrats hätte die 
Beklagte vor Ausspruch der Kündigung das Zustimmungsersetzungsverfah­
ren nach § 1o3 Abs. 2 BetrVG beantragen und abwarten müssen (vgl. BAG 
AP Nr. 2 z.u § 15 KSchG 1969). Im übrigen wäre nur eine außerordent­
liche Kündigung möglich gewesen.
4. Ohne Erfolg rügt die Revision, das Landesarbeitsgericht hätte 
dem Auflösungsantrag der Beklagten stattgeben müssen, da § 9 KSchG 
die Fortdauer von Arbeitsverhältnissen bei absolut gestörtem Arbeits­
frieden verhindern solle.

Ein Arbeitgeber kann eine Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
nach § 9 KSchG nur verlangen, wenn die Kündigung lediglich nach § 1 
KSchG sozialwidrig ist. Ist die Kündigung auch aus anderen Gründen 
nichtig, kann er einen Auflösungsantrag nicht stellen. Die Lösungs- 
möglichkeit nach § 9 KSchG bedeutet für den Arbeitgeber eine Ver­
günstigung, die nur in Betracht kommt, wenn eine Kündigung "nur” so­
zialwidrig und nicht auch aus anderen Gründen nichtig ist (vgl. Auf- 
farth-Müller, KSchG, § 7 Anm. 12; A . und G. Hueck, KSchG, 9• Auf1.,
§ 9, Anm. 14; so auch Herschel-Steinmann, KSchG, 5- Auf1., § 7 Anm.
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5 b ; ähnlich Maus, Handbuch des Arbeitsrechts VI D, Allgemeines 
Kündigungsrecht, KSchG, § 9 Anm. 2o,der ausführt, der Auflösungs­
antrag des Arbeitgebers sei nur zulässig, wenn der Arbeitnehmer 
Kündigungsschutzklage erhoben habe; diese Ansicht wird auch ver­
treten von Neumann, AR-Blattei, Kündigungsschutz VI E I 2: Der 
Arbeitgeber könne die Auflösung nur verlangen, wenn die Kündigung 
allein nach § 1 KSchG unwirksam sei. Wenn sie auch aus anderen 
Gründen nichtig sei, sei der Auf1ösungsantrag nicht zulässig).

Die Begründung bei A . und G. Hueck (aaO) dafür, daß der Ar­
beitgeber die Auflösung des Arbetsverhältnisses nicht verlangen 
kann, wenn die Kündigung (auch) aus anderen Gründen nichtig sei, 
ist überzeugend: § 9 KSchG gibt dem Arbeitgeber nur die Möglichkeit, 
im Rahmen des Kündigungsschutzprozesses und im Zusammenhang mit einer 
Kündigung, die an sich zulässig, aber sozialwidrig ist, trotz der 
Unwirksamkeit der Kündigung wegen Sozialwidrigkeit die Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses zu verlangen. Die Bindung des Arbeitge­
bers an den Arbeitnehmer infolge der Sozia1widrigkeit einer Kün­
digung soll "entschärft" werden durch die Möglichkeit, das Arbeits­
verhältnis auf Antrag des Arbeitgebers gegen Abfindung zu beenden, 
wenn für die Zukunft eine den Betriebszwecken dienende Zusammenar­
beit nicht zu erwarten ist. Es ist nicht einzusehen, aus welchem 
Grunde diese im Kündigungsschutzgesetz enthaltene Ausnahmebestim­
mung, nach der trotz Unwirksamkeit einer - sozialwidrigen - Kündi­
gung unter gewissen Voraussetzungen die Auflösung gegen Abfindung 
verlangt werden kann, auch zur Auflösung eines Arbeitsverhältnisses 
führen könnte, das der Arbeitgeber durch eine von vornherein rechts­
unwirksame , weil gesetzwidrige Kündigung, beenden wollte.

Für dieses Ergebnis spricht auch der Wortlaut des § 13 Abs. 3 
KSchG: Nach dieser Vorschrift sind die Bestimmungen dieses Ab­
schnitts , also des ersten Abschnitts des Kündigungsschutzgesetzes 
auf eine Kündigung, die bereits aus anderen als in den in § 1 Abs.
2 und 3 bezeichneten Gründen (Sozialwidrigseit) unwirksam ist, nicht 
anwendbar.

Die Ansicht des Landesarbeitsgerichts, die Beklagte könne im 
vorliegenden Fall nicht die Auflösung des Arbeitsverhältnisses gegen
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Abfindung verlangen, entspricht daher nicht nur dem Wortlaut des 
§ 13 Abs. 3 KSchG, sondern der Systematik des Kündigungsschutzge­
setzes und dem im ersten Abschnitt dieses Gesetzes geregelten In­
teressenausgleich.
5- Die Revision der Beklagten ist daher mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurückzuweisen.

gez.: Dr. Auffarth Roeper Michels-Holl

Döring Dr.Michels
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